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Benachteiligte oder Verfolgte sind. Ein 
Beispiel, das mich durch meine gan-
ze Karriere im Journalismus inspiriert 
hat, ist das des deutschen Theologen 
Martin Niemöller. In seiner Jugend war 
er Antisemit und Verehrer von Hitler. 
Als der Nazismus jedoch in Deutsch-
land die Macht ergriff, erkannte er den 
Nazismus als das, was er war: Es wa-
ren nicht nur die Juden, die Hitler aus-
zurotten versuchte, es war jedermann 
mit einer anderen Sichtweise. Niemöl-
ler sprach es aus, wurde wegen seines 
Aufmuckens von 1937 bis 1945 in den 
Konzentrationslagern Sachsenhausen 
und Dachau eingesperrt und entging 
ganz knapp seiner Hinrichtung. In sei-
ner Gefangenschaft schrieb Niemöller 
ein Gedicht, das seit meinen Teenager-
jahren, als ich es zum ersten Mal las, 

in meinem Hinterkopf  spukt und mich 
nicht mehr losgelassen hat:

Erst kamen sie, um die Juden abzuholen,
Und ich sagte nichts, denn ich war kein Jude,
Dann kamen sie, um die Kommunisten abzu-
holen,
und ich sagte nichts, denn ich war kein Kom-
munist,
dann kamen sie, um die Gewerkschafter 
abzuholen,
und ich sagte nichts, denn ich war kein Ge-
werkschafter,
dann kamen sie, um mich abzuholen,
und es war keiner mehr da, um für mich zu 
sprechen!

Falls Du alles übrige vergisst, dann 
behalte Folgendes in Erinnerung: The 
Sunday Leader ist für dich gemacht, ob 

du nun Singhalese, Tamile, Muslim, von 
der niedersten Kaste, Homosexueller, 
Dissident oder Behinderter bist. Seine 
Belegschaft wird weiter kämpfen, un-
gebeugt und unerschrocken, mit dem 
Mut, den du gewohnt bist. Halte dieses 
Versprechen nicht für selbstverständ-
lich. Lass keinen Zweifel aufkommen, 
dass – welche Opfer wir Journalisten 
auch immer bringen werden – sie nicht 
für unseren eigenen Ruhm oder Reich-
tum gebracht sind: Sie sind gebracht 
für dich. Ob du ihr Opfer verdient 
hast, ist eine andere Frage. 

Was mich betrifft, Gott weiß es, ich 
hab’s versucht.

Aus dem Englischen übersetzt 
von Alfons Schabarum.

Erneut gelang es nicht, die Auf-
merksamkeit der internationa-
len Öffentlichkeit auf  die Hin-

tergründe dieses Konflikts – mit seinen 
über 70 000 Toten, 800 000 intern Ver-
triebenen und 750 000 Flüchtlingen 
in der Diaspora – zu lenken. Selbst 
die 250 000 von medizinischer Hilfe 
und Nahrungsmittellieferungen abge-
schnittenen Menschen im nur noch 70 
Quadratkilometer großen LTTE-Terri-
torium veranlassten die UNO und die 
USA lediglich zu Appellen zu einem 
– von Colombo umgehend zurück-
gewiesenen – “humanitären Waffen-
stillstand”. Die EU forderte die LTTE 

sogar zu Kapitulation und Selbstent-
waffnung auf.

Dabei schien noch vor kurzem, im 
Jahre 2002, die Zukunft Sri Lankas und 
der tamilischen Minderheit Anlass für 
Optimismus zu bieten: Colombo hat-
te sich unter dem Eindruck schwerer 
militärischer Niederlagen, zehntausen-
der Deserteure, der schrumpfenden 
Wirtschaft und einer kriegsmüden Be-
völkerung zu einem Waffenstillstand 
und anschließenden Friedensverhand-
lungen bereit erklärt. Die Initiative für 
Verhandlungen war von der LTTE 
ausgegangen, die ihre großen Gelän-

degewinne im Nordosten des Landes, 
dem traditionellen Siedlungsgebiet der 
srilankischen Tamilen, in einem Pro-
to-Staat mit eigenen Verwaltungs-, Ge-
richts- und Sicherheitsbehörden kon-
solidiert hatte. Die Einschaltung des 
Auslandes (Norwegen, USA, EU und 
Japan) und dessen Versprechen, Ver-
handlungsfortschritte mit umfang-
reichen Finanzhilfen zu honorieren, 
steigerten die Erwartungen.

Doch spätestens ab 2004 kamen die 
Gespräche zum Erliegen, Anfang 2008 
wurde der Waffenstillstand von der 
Regierung in Colombo aufgekündigt. 

Ende des Krieges – Fortsetzung des Konflikts
Wird der militärische Erfolg zur Niederlage des Staates in Sri Lanka?

John Neelsen

Anfang Februar 2009 überflogen zwei mit Bomben beladene Kamikaze-Flugzeuge der 
Liberation Tigers of Tamil Eelam (LTTE) die Hauptstadt Sri Lankas und belegten damit 
erneut die Entschlossenheit dieser weltweit ersten mit Luftwaffe und Marine ausgerü-
steten Guerilla. Doch die Flieger wurden abgefangen und erreichten weder ihre militä-
rischen Ziele, das Hauptquartier der Luftwaffe und eine Luftwaffenbasis am internatio-
nalen Flughafen, noch gar eine Wende im seit 19�� währenden Bürgerkrieg.
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Seitdem setzt man erneut auf  die mi-
litärische Karte. Worin aber liegen die 
Ursachen des Scheiterns? Ist mit dem 
erwarteten Sieg über die LTTE tat-
sächlich der Frieden gewonnen?

Hintergründe des Konflikts

Nach 450 Jahren europäischer Kolo-
nialherrschaft wurde Ceylon 1948 un-
abhängig. Heute hat die Insel, die seit 
1972 offiziell Sri Lanka heißt, 20 Milli-
onen Einwohner mit einem jährlichen 
Durchschnittseinkommen von 1540 
US-Dollar.

Die Briten hatten im 19. Jahrhun-
dert die Grundlage einer peripherka-
pitalistischen Ökonomie gelegt und die 
sprachlich, religiös-kulturell und po-
litisch getrennten Gesellschaften von 
hinduistisch, drawidischen Tamilen im 
Norden und Osten und buddhistischen, 
indo-germanischen Singhalesen im We-
sten und Süden des Landes einer ein-
heitlichen Verwaltung unterstellt.

Hier liegt der Kern des durch die 
heutige Mehrparteiendemokratie noch 
verschärften Konflikts zwischen die-
sen beiden Nationen: Die singhale-
sische Bevölkerung nutzte ihre Mehr-
heit (73 Prozent), um Staat, Wirtschaft 
und Gesellschaft zu ihren Gunsten 
zu instrumentalisieren – gegebenen-
falls und immer wieder auf  Kosten des 
tamilischen Volkes (15 Prozent) so-
wie der beiden ebenfalls Tamil spre-
chenden Minderheiten der Muslime (8 
Prozent) und der Nachfahren der nach 
1830 als Plantagenarbeiter eingewan-
derten indischen Tamilen (4 Prozent).

Nach der Unabhängigkeit erklärte die 
singhalesisch dominierte Regierung zu-
nächst die indischen Tamilen zu Staa-
tenlosen. Seit den 50er Jahren errichte-
te man dann im Namen der “kulturellen 
und sozial-ökonomischen Entkoloni-
alisierung” einen exkludierenden sin-
ghalesischen Staat: Die Staatssym-
bole wurden singhalisiert, Sinhala zur 
Nationalsprache erklärt, Minderhei-
tenschutzrechte aus der Verfassung 
gestrichen, die Singhalesen durch Quo-

tierung im höheren Ausbildungssystem 
sowie bevorzugte Rekrutierung bei den 
Staatsangestellten (bei den Sicherheits-
kräften bis zu 99 Prozent) begünstigt. 
Schließlich wurde ein Kolonisierungs-
programm für singhalesische Bauern 
in traditionell tamilischen Gebieten 
durchgeführt, das auch vor staatlicher 
Gewalt nicht zurückschreckte.

Die Tamilen, die sich derart struktu-
rell in der Position einer ohnmächtigen 
und diskriminierten Minderheit sahen, 
wehrten sich zunächst mit friedlichen 
Mitteln im Rahmen der demokratischen 
Ordnung. Angesichts der Erfolglosig-
keit dieser Bemühungen und mehrerer 
von Regierungsseite gebrochener Zusa-
gen radikalisierte sich jedoch die Bewe-
gung. Die Erfahrung, dass die eigenen 
Interessen im Machtkampf  der beiden 
singhalesischen Hauptparteien immer 
wieder geopfert wurden, führte 1976 
schließlich zu einem breiten Bündnis 
der wichtigsten tamilischen Parteien. 
Kernpunkt der Forderungen war nun-
mehr die Bildung eines eigenen, unab-
hängigen tamilischen Staates.

Der bei den anschließenden Wahlen 
erzielte Sieg in der tamilischen Wäh-
lerschaft galt fortan als demokratische 
Legitimation des Strebens nach Selbst-
bestimmung. Diese erschien nicht nur 
als Schutz gegen kollektive Diskrimi-
nierung, sondern zunehmend als ein-
zige Garantie physischer Sicherheit. 
Denn mochten die Anti-Tamil-Po-
grome von 1956 und 1958, ja selbst 
von 1977 noch als unkontrollierte Ge-
waltausbrüche des Mobs gelten – beim 
Pogrom von 1983 war die Regierungs-
partei selbst an den Vorbereitungen 
beteiligt. Dies war zugleich der Anlass 
dafür, dass sich noch im selben Jahr 
mehrere Tamilenorganisationen, da-
runter die LTTE, mit Waffengewalt für 
ein unabhängiges Tamil Eelam erho-
ben. Bis zu den jüngsten Wahlen 2004, 
bei denen die Tamilische Nationale 
Allianz, die sich ausdrücklich als Re-
präsentantin der LTTE proklamierte, 
unter den Tamilen siegte, war die Un-
terstützung des Befreiungskampfes in 
der Bevölkerung ungebrochen.

Die Rolle der internationalen 
Gemeinschaft

Unabhängig von strategischen Fehlern 
der LTTE bleibt festzuhalten, dass der 
internationale Kontext für ihr Streben 
nach Unabhängigkeit ungünstig war.

Erstens wurde das in der UN-Char-
ta verbriefte Recht auf  externe Selbst-
bestimmung auf  die ehemaligen (vor 
allem europäischen) Kolonien in Über-
see beschränkt (zuletzt Osttimor). Das 
Völkerrecht erkennt internen Koloni-
alismus nicht als Grund für Sezession 
an. Völkerrechtlich bleibt den Tami-
len also nur die interne Selbstbestim-
mung. Fragen der inneren Autonomie 
fallen aber in den Kompetenzbereich 
der Staaten und unterliegen dem Sou-
veränitätsgebot. Der LTTE wurde die 
daraus resultierende strukturelle Un-
gleichheit zwischen staatlichem und 
nicht-staatlichem Akteur letztlich zum 
Verhängnis. Ihre auf  dem Schlachtfeld 
errungenen Siege hatten der LTTE 
formal die Legitimation eines gleich-
berechtigten Verhandlungspartners 
beschert. 

Doch mit dem Waffenstillstand wur-
de allein die Regierung in Colombo 
Adressat und Repräsentant Sri Lan-
kas auf  der internationale Bühne, al-
lein legitimiert, die Landesgrenzen zu 
sichern, Waffen einzuführen, Hilfs-
gelder in Empfang zu nehmen, auslän-
dischen Diplomaten Besuche zu ver-
weigern. So wurde der Waffenstillstand 
durch den staatlichen Akteur zur Fort-
setzung des Krieges mit anderen Mit-
teln genutzt: Verweigerung von Kon-
zessionen am Verhandlungstisch bei 
gleichzeitiger Aufrüstung.

Zweitens fällt Indien als regionaler 
Ordnungsmacht Südasiens eine zen-
trale Rolle zu. Aber nachdem die mi-
litanten Organisationen auch im in-
dischen Bundesstaat Tamil Nadu 
breite Unterstützung fanden, fürchte-
te die Zentralregierung des Vielvölker-
staats das Vorbild einer erfolgreichen 
Sezession. Den Wendepunkt der in-
dischen Politik markierte der 1990 er-
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folgte schmähliche Rückzug der Indi-
an Peace Keeping Force, die drei Jahre 
zuvor im Rahmen eines Abkommens 
nach Sri Lanka entsandt und ursprüng-
lich von den Tamilen als Befreier be-
grüßt, dann aber im Konflikt um die 
Entwaffnung der Guerilla bekämpft 
worden war. Die Ermordung des ehe-
maligen Ministerpräsidenten Radschiv 
Gandhi durch die LTTE im folgenden 
Jahr und deren anschließende Pro-
skription als terroristische Vereinigung 
zementierten diese Entwicklung.

Die Regierungsbeteiligung tamili-
scher Parteien zwang Neu-Delhi in der 
Folge zwar zur Zurückhaltung im sri-
lankanischen Bürgerkrieg. Gleichzeitig 
bedrohte diese Zurückhaltung aber die 
indische Position als regionaler Hege-
mon: So wurde Indien zwar über den 
Waffenstillstand 2001/02 und die fol-
genden Gespräche informiert, die Ver-
mittlerrolle aber übernahm Norwegen, 
und die Sri Lanka Monitoring Missi-
on rekrutierte sich allein aus Skandi-
naviern. Selbst unter den “Co-Chairs” 
sucht man Indien vergeblich. Die zu-
nehmende militärische Unterstützung 
Colombos durch Pakistan und China, 
die in Indien die alte Furcht vor seinen 
traditionellen Rivalen weckte, verstär-
kte dann erneut die indische Unterstüt-
zung Colombos. So kam es schließlich 
gar zu gemeinsamen Seepatrouillen und 
geheimdienstlichen Kooperationen zur 
Niederschlagung des Aufstands.

Drittens zeigte sich alsbald, dass das 
Ausland nicht als neutraler Vermittler 
zwischen den Kontrahenten auftrat. 
Formal behandelten dessen Vertre-
ter die LTTE zunächst als internatio-
nal anerkannten Partner, luden sie zum 
Studium der eigenen föderalen Politik-
modelle ein, organisierten Verhand-
lungen in Tokio, Berlin und andern-
orts und versprachen materielle Hilfe. 
Doch im Konfliktfall übten die Re-
präsentanten einseitig Druck auf  die 
LTTE aus, anstatt das reiche Arsenal 
nicht-militärischer Sanktionen auch da-
für zu nutzen, Colombo zu einer föde-
ralen Reform seines zentralistischen, 
autoritären Präsidialsystems zu bringen 

und damit das Angebot der Guerilla, 
die Möglichkeiten interner Autonomie 
auszuloten, auf  den Prüfstand zu stel-
len. Im Gegenteil, unter Aussetzung 
der WTO-Regeln wurde dem wirt-
schaftlich bedrängten und hoch ver-
schuldeten Land sogar ein privilegier-
ter Zugang zum EU-Markt gewährt.

Gleichzeitig wurde die LTTE, auch 
von der EU, als terroristische Vereini-
gung gebrandmarkt, selbst ihr naheste-
hende Hilfsorganisationen in der Dia-
spora wurden kriminalisiert, um deren 
für den Befreiungskampf  wichtigen 
materiellen Ressourcentransfer auszu-
trocknen. 

So regredierte die Position der inter-
nationalen Gemeinschaft schrittweise 
von formaler Neutralität über einsei-
tige Begünstigung der staatlichen Tä-
ter zur Niederwerfung der Opfer.

Krieg oder Frieden

Auch wenn die LTTE militärisch be-
siegt werden sollte – und dies scheint 
derzeit wahrscheinlich – wird es doch 
keinen dauerhaften Frieden für das 
Land geben. Grund hierfür ist die an-
haltende institutionalisierte Diskrimi-
nierung der Tamilen. Die Regierung 
wie auch die singhalesische Bevölke-
rung scheinen nicht zur konstitutio-
nellen Reform und Machtteilung be-
reit zu sein. 

Insbesondere fehlt der Wille, einen 
massiven Ressourcentransfer zugun-
sten der Tamilen im Nordosten einzu-
leiten, der für den Wiederaufbau der 
Region nach 25 Jahren Krieg unab-
dingbar ist.

Sollte Colombo militärisch Erfolg ha-
ben, steht zu befürchten, dass auch 
die ethnische Schichtung des Arbeits-
marktes größer werden und sich der 
soziale Konflikt zwischen den Bevöl-
kerungsgruppen verschärfen wird. Zu-
gleich dürfte die Diskriminierung der 
Tamilen weiter zunehmen. Bereits jetzt 
zirkulieren Pläne, die der Kooperation 
mit der LTTE verdächtigen Menschen 

aus den eroberten Gebieten in eigens 
dafür gebauten Dörfern unterzubringen 
und einer mehrjährigen Umerziehung 
zu unterwerfen. Ferner könnte es erneut 
zu einer verstärkten Ansiedlung von Sin-
ghalesen im Nordosten kommen. Um-
gekehrt ist man von einem ethnisch 
gleichberechtigten Zugang zu Streitkräf-
ten und Regierungsapparaten sowie ei-
ner wirklichen Gleichberechtigung der 
tamilischen Sprache weit entfernt.

Die Zukunft des Landes wird 
sich deshalb auch im Falle eines 
Kriegsendes konfliktreich gestalten. 
Soziale Ungleichheit, mangelnde Be-
rufschancen und schlechte wirtschaft-
liche Aussichten dürften zudem die 
Gewaltbereitschaft insbesondere der 
Zehntausenden mit ihren Waffen ge-
flohenen Deserteuren erhöhen. Darü-
ber hinaus liegen eine Rückkehr zum 
Rechtsstaat nach Jahren des Ausnah-
mezustands, die Auflösung der regie-
rungsnahen bewaffneten Milizen und 
die Ahndung der massiven Menschen-
rechtsverletzungen (zum Beispiel seit 
1980 allein von der UNO registrier-
te 12297 “Verschwundene”) nach wie 
vor in weiter Ferne. 

Weitaus wahrscheinlicher ist, dass Sri 
Lanka ein weiteres Abgleiten in Ano-
mie und Staatsversagen bevorsteht – 
die Insel gilt bereits jetzt als ein poten-
tieller failed state. Hierfür allerdings 
trägt aufgrund der einseitigen und 
letztlich vollständig gescheiterten Ver-
handlungsführung auch die internatio-
nale Gemeinschaft ein gehöriges Maß 
Mitverantwortung.
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